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Aktuelle Informationen zu Steuern, Recht und Wirtschaft 
 
 
nachfolgend möchten wir Sie mit den für Sie relevanten steuerlichen Änderungen der vergangenen 
Monate vertraut machen. 
 
Lesen Sie Informationen zu folgenden Themen: 
 
- Termine März 2012 
- Auffälligkeiten beim „Chi-Quadrat-Test“ sind allein kein Grund, die Buchführung zu 

beanstanden 
- Nachträgliche Anschaffungskosten bei Verlust eines Gesellschafterdarlehens 
- Voraussetzungen für Versteuerungswahlrecht von wiederkehrenden Bezügen bei 

Betriebsveräußerung 
- Zurechnung von Einnahmen aus Kapitalvermögen 
- Keine Bindung des Finanzamts an die in einer Lohnsteuerbescheinigung ausgewiesenen 

Beträge 
- Bei ausschließlich betrieblichen Fahrten und solchen zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 

keine Anwendung der 1 %-Regelung 
- Keine Anerkennung eines häuslichen Arbeitszimmers bei Nutzungsmöglichkeit des 

Büroarbeitsplatzes 
- Gartenarbeiten sind berücksichtigungsfähige Handwerkerleistungen 
- Zuordnung von gemischt-genutzten Gegenständen zum Unternehmen muss spätestens 

bis zum 31. Mai des Folgejahrs dokumentiert werden 
- Kleinunternehmer: Private Mitverwendung eines betrieblichen PKW nicht steuerbar 
- Vermieter muss Mieter den Einbau einer Heizungsanlage nicht gestatten 
- Fristlose Kündigung auch bei bereits erteilter Freistellung von der Arbeit noch möglich 
- Heimaufenthalt allein trennt Ehegatten nicht 
 
 
Haben Sie Fragen zu einem der angesprochenen Themen? Rufen Sie uns an (07141/28201-0), oder 
schreiben eine E-Mail (info@A-Nowak.de).  
Wir beraten Sie gerne! 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Nowak 
 

http://www.A-Nowak.de
mailto:info@A-Nowak.de
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Termine März 2012 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

12.3.2012 15.3.2012 9.3.2012 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

12.3.2012 15.3.2012 9.3.2012 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

12.3.2012 15.3.2012 9.3.2012 

Umsatzsteuer4 12.3.2012 15.3.2012 9.3.2012 

Sozialversicherung5 28.3.2012 entfällt entfällt 

 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des 

dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 
10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer 
Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung 
muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 

Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin 
für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
26.3.2012) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

Auffälligkeiten beim „Chi-Quadrat-Test“ sind allein kein Grund, die 
Buchführung zu beanstanden 
Seit einigen Jahren bedienen sich die Finanzbehörden digitaler Methoden bei der Außenprüfung von 
Unternehmen, die überwiegend Bareinnahmen haben. Der „Chi-Quadrat-Test“ ist eine solche Methode 
zum Aufspüren falscher Zahlen in der Buchführung. Hintergrund für dieses Verfahren: Kann die 
Buchführung beanstandet werden, darf der Prüfer unter bestimmten Voraussetzungen 
Hinzuschätzungen vornehmen. Der „Chi-Quadrat-Test“ basiert auf dem Gedanken, dass jeder Mensch -
 bewusst oder unbewusst - eine oder mehrere Lieblingsziffern hat, die er in Zusammenhang mit frei 
erfundenen Zahlen (z. B. Tageseinnahmen) entsprechend häufiger verwendet. Gleichzeitig wird er 
nach denselben Grundsätzen auch eine gewisse Abneigung gegen eine oder mehrere Ziffern haben. 
Eine signifikante Abweichung bei diesem Test gilt zwar als „starkes Indiz für Manipulationen“ der 
Kassenaufzeichnungen, reicht aber allein nicht aus, um die Richtigkeitsvermutung einer formell 
ordnungsgemäßen Buchführung zu widerlegen. Es bedarf der Absicherung durch weitere 
Erkenntnismittel (z. B. einer Geldverkehrs- oder Vermögenszuwachsrechnung). 
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Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat entschieden, dass keine Zuschätzungen vorgenommen werden 
dürfen, wenn das häufige Auftreten bestimmter Zahlen sich zwangsläufig aus der Preisgestaltung des 
Unternehmers ergibt, wie z. B. bei einem Friseursalon. Ferner müsse das Finanzamt den Nachweis 
erbringen, dass das Kassenprogramm Manipulationen ermögliche. Es sei nicht Aufgabe des 
Unternehmers, darzulegen und zu dokumentieren, dass das eingesetzte Kassenprogramm Änderungen 
nicht zulasse. 

Nachträgliche Anschaffungskosten bei Verlust eines 
Gesellschafterdarlehens 
Der Verlust eines von einem wesentlich beteiligten Gesellschafter an seine Gesellschaft gewährten 
Darlehens erhöht nur in bestimmten Fällen die Anschaffungskosten der Beteiligung. Das Darlehen 
muss Eigenkapitalcharakter haben. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn es krisenbestimmt ist. 

Die Bestimmung eines Darlehens zur Krisenfinanzierung kann sich aus den objektiven Umständen der 
Darlehenshingabe, aber auch aus einer ausdrücklichen oder stillschweigenden Erklärung gegenüber 
Gläubigern der Gesellschaft selbst ergeben. An diesen Voraussetzungen fehlt es, wenn der 
Darlehensvertrag ein außerordentliches Kündigungsrecht für den Fall der Insolvenzeröffnung vorsieht 
oder wenn ein Rangrücktritt nicht gegenüber allen übrigen Gesellschaftsgläubigern erklärt wird. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Voraussetzungen für Versteuerungswahlrecht von wiederkehrenden 
Bezügen bei Betriebsveräußerung 
Betriebe werden häufig gegen wiederkehrende Bezüge veräußert. Dies können beispielsweise 
lebenslängliche Renten oder zeitlich befristete Raten sein. Der Veräußerer kann wählen, ob er die 
wiederkehrenden Bezüge 

als nachträgliche Betriebseinnahmen bei Zufluss oder 

deren kapitalisierten Wert als Veräußerungspreis sofort 

versteuern will. Im ersten Fall sind die wiederkehrenden Bezüge erst dann als laufendes Einkommen zu 
versteuern, wenn die Summe der Zahlungen den Betrag des bilanziellen Eigenkapitals bei 
Betriebsübergabe übersteigt. Im zweiten Fall ist der Unterschied zwischen kapitalisiertem Wert und 
bilanziellem Eigenkapital der Veräußerungsgewinn. Hierfür können ggf. ein Freibetrag und ein 
begünstigter Steuersatz in Anspruch genommen werden. 

Das Wahlrecht gilt aber nur dann, wenn sich die Zahlungen über mehr als zehn Jahre erstrecken und 
wagnisbehaftet sind oder überwiegend Versorgungszwecken des Veräußerers dienen. 

(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs) 

Zurechnung von Einnahmen aus Kapitalvermögen 
Für die Bestimmung der Person, die Einkünfte aus Kapitalvermögen zu versteuern hat, ist darauf 
abzustellen, wem die Einnahmen zuzurechnen sind. Es ist die Person, der im Zeitpunkt des Entstehens 
der Erträge aufgrund rechtlicher oder wirtschaftlicher Dispositionsbefugnis auch die Ansprüche auf 
Rückzahlung des Kapitals zustehen. 

Grundsätzlich gilt für Konten auf eigenen Namen die Vermutung, dass dem Inhaber der Forderung 
auch die daraus erzielten Zinseinnahmen zuzurechnen sind. Eine wirtschaftliche Dispositionsbefugnis 
kann nur aus eindeutigen Vereinbarungen abgeleitet werden. Sie ergibt sich weder aus einer 
Verfügungsbefugnis über die Einnahmen kraft vorliegender Vollmacht noch aus dem Umstand, dass 
Kapitalerträge vollmachtlos vereinnahmt werden. Auch die lediglich vorhandene Überzeugung 
Anspruchsberechtigter zu sein, führt zu keiner anderen Beurteilung. 

Fazit: Eine vom Zivilrecht abweichende Zurechnung kommt nur in Betracht, wenn ein anderer als der 
zivilrechtliche Darlehensgläubiger wirtschaftlicher Inhaber der Forderung ist. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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Keine Bindung des Finanzamts an die in einer 
Lohnsteuerbescheinigung ausgewiesenen Beträge 
Der Bundesfinanzhof hat seine Rechtsprechung bestätigt, dass die vom Arbeitgeber ausgestellte 
Lohnsteuerbescheinigung im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung lediglich einen widerlegbaren 
Beweis erbringt. Das Finanzamt ist an den Inhalt der Bescheinigung nicht gebunden. Im zu 
entscheidenden Fall zahlte ein insolventer Arbeitgeber für mehrere Monate keine Löhne und meldete 
dementsprechend beim Finanzamt keine einbehaltene Lohnsteuer an. Der Arbeitgeber hatte jedoch 
fiktive Lohnabrechnungen erstellt und auf dieser Grundlage Beträge zur Vorfinanzierung des 
Insolvenzgelds an den Arbeitnehmer gezahlt. Die fiktiv berechneten Bruttolöhne und 
Steuerabzugsbeträge wurden dann versehentlich in die Lohnsteuerbescheinigung aufgenommen. Dem 
Begehren des Arbeitnehmers, dass die bescheinigten Beträge bei der Veranlagung der 
Einkommensteuer zu berücksichtigen seien, erteilte das Gericht eine Absage. 

Bei ausschließlich betrieblichen Fahrten und solchen zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte keine Anwendung der 1 %-Regelung 
Wird einem Arbeitnehmer ein Dienstwagen auch zur privaten Nutzung überlassen, ist der als 
Arbeitslohn zu erfassende Nutzungsvorteil entweder anhand eines Fahrtenbuchs oder nach der sog. 
1 %- Regelung zu ermitteln. Davon ging ein Finanzamt bei einem Autoverkäufer aus, der - wie seine 
Kollegen - verschiedene Firmenwagen einer bestimmten Fahrzeugklasse für betriebliche Fahrten und 
für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nutzen durfte. Die Nutzung der Fahrzeuge war durch 
Anlage zum Arbeitsvertrag geregelt, wobei die private Nutzung grundsätzlich ausgeschlossen war. 

Der Bundesfinanzhof bestätigte, dass die Gestattung der Nutzung eines betrieblichen Fahrzeugs für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte keine private Nutzung begründet. Das Gericht wies 
erneut darauf hin, dass der Anscheinsbeweis die fehlende Feststellung des Finanzamts nicht ersetzen 
kann. Einen Vorteil, den der Arbeitnehmer gegen den Willen des Arbeitgebers erlangt, zählt - wegen 
fehlenden Bezugs zur Beschäftigung - nicht als Arbeitslohn. 

Keine Anerkennung eines häuslichen Arbeitszimmers bei 
Nutzungsmöglichkeit des Büroarbeitsplatzes 
Einem Arbeitnehmer stand für betrieblich unterstützte Fortbildungsmaßnahmen ein Büroarbeitsplatz 
zur Verfügung. Seinen arbeitgeberseitig geförderten Sprachkurs absolvierte er allerdings von seinem 
häuslichen Arbeitszimmer aus. Er machte die Aufwendungen für die Nutzung des Arbeitszimmers als 
Werbungskosten geltend. Zur Begründung führte er an, dass ihm die Installation der erforderlichen 
Software auf seinem dienstlichen PC nicht gestattet sei. Trotzdem wurde der Werbungskostenabzug 
nicht anerkannt. Dazu führte der angerufene Bundesfinanzhof aus: 

Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer sind nur anzuerkennen, wenn zur Ausübung der beruflichen 
Tätigkeiten kein betrieblicher Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Es genügt nicht, dass nach Feierabend 
oder am Wochenende im häuslichen Arbeitszimmer Arbeiten ausgeführt werden, die grundsätzlich am 
betrieblichen Arbeitsplatz erledigt werden könnten. Unbeachtlich ist in diesem Zusammenhang, dass 
der betriebliche Arbeitsplatz nicht alle technischen Voraussetzungen bietet, um die Arbeiten in der 
erforderlichen Art und Weise ausführen zu können. 

Unter Beachtung dieser grundlegenden Ausführungen stand dem Arbeitnehmer sein betrieblicher 
Arbeitsplatz für die berufsbedingte Fortbildung grundsätzlich zur Verfügung. Dass der Arbeitsplatz nicht 
für einen interaktiven Computersprachkurs aufgerüstet und genutzt werden durfte, wird als 
persönlicher Beweggrund angesehen. 

Hinweis: Zu den nicht anerkannten Kosten gehören ausschließlich die Aufwendungen für das 
Arbeitszimmer selbst und seine Ausstattung. Berücksichtigungsfähig sind aber die Kosten für 
notwendige Arbeitsmittel, z. B. die AfA für den Computer. 

Gartenarbeiten sind berücksichtigungsfähige Handwerkerleistungen 
Die Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen kommt auch für Erd- und Pflanzarbeiten im Garten 
eines selbst bewohnten Eigenheims in Betracht. Dabei ist es nicht entscheidend, ob der Garten neu 
angelegt oder ein naturbelassener Garten umgestaltet wird. 
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Grundsätzlich gilt, dass Handwerkerleistungen im Haushalt nur dann begünstigt sind, wenn sie nicht zu 
einem Neubau führen. Maßnahmen für einen Garten, also an Grund und Boden, fallen nicht unter den 
Begriff „Neubau“. Grund und Boden ist stets vorhanden, durch Arbeiten daran wird nichts Neues 
geschaffen. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Zuordnung von gemischt-genutzten Gegenständen zum 
Unternehmen muss spätestens bis zum 31. Mai des Folgejahrs 
dokumentiert werden 
Nutzt ein Unternehmer einen Gegenstand sowohl für unternehmerische als auch für 
nichtunternehmerische (private) Zwecke, kann er den Gegenstand, wenn die unternehmerische 
Nutzung nicht weniger als 10 % beträgt,  

insgesamt seinem Unternehmen, 

in vollem Umfang dem Privatvermögen oder 

im Umfang der tatsächlichen unternehmerischen Verwendung seinem Unternehmensvermögen 

zuordnen (Zuordnungswahlrecht). Von der Zuordnung hängt u. a. der Umfang des Vorsteuerabzugs 
ab. Eine (anteilige) Zuordnung gemischt-genutzter Gegenstände zum Unternehmensvermögen wird 
nicht unterstellt. 

Der Unternehmer muss die Zuordnungsentscheidung bei Leistungsbezug treffen. Er trifft sie 
regelmäßig dadurch, dass er in der entsprechenden Umsatzsteuer-Voranmeldung den Vorsteuerabzug 
geltend macht. 

Hat der Unternehmer zunächst keine bzw. eine unzutreffende Zuordnungsentscheidung vorgenommen, 
kann er diese bis spätestens zum 31. Mai des Folgejahrs vornehmen bzw. berichtigen. Diese Frist ist 
nicht verlängerbar. Die Dokumentation der Zuordnungsentscheidung muss gegenüber dem Finanzamt 
erfolgen. 

Die Dokumentationsfrist gilt auch für in zeitlicher Hinsicht „gestreckte“ Leistungsbezüge wie z.  B. die 
Herstellung eines Gebäudes. 

Beispiel: 

Der Unternehmer U errichtet ein Einfamilienhaus, das er zu 70 % privat und zu 30 % unternehmerisch 
nutzen will. Die Bauzeit geht vom 2.5.2011 bis 20.6.2012. 

U muss spätestens bis zum 31.5.2012 gegenüber dem Finanzamt dokumentieren, in welchem Umfang 
er das Gebäude dem Unternehmensvermögen zuordnet, andernfalls ist es zu 100 % Privatvermögen. 
Dies ist vor allem notwendig, wenn U bisher noch keine Rechnung mit Umsatzsteuer für den Hausbau 
erhalten hat, aus der er einen Vorsteuerabzug geltend machen und damit die Zuordnung zum 
Unternehmensvermögen dokumentieren konnte. 

(Quelle: Urteile des Bundesfinanzhofs) 

Kleinunternehmer: Private Mitverwendung eines betrieblichen PKW 
nicht steuerbar 
Kleinunternehmer, deren Umsätze die im Umsatzsteuergesetz bezeichneten Grenzen nicht 
überschreiten, können aufatmen. 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die private Nutzung eines betrieblichen PKW kein Umsatz 
ist und deshalb bei Berechnung der bezeichneten Grenzen nicht zu berücksichtigen ist. Die 
Verwendung eines dem Unternehmen zugeordneten Gegenstands für private Zwecke oder für solche, 
die außerhalb des Unternehmens liegen, ist nur dann Umsatz, wenn gleichzeitig Vorsteuer geltend 
gemacht werden kann. 

Vermieter muss Mieter den Einbau einer Heizungsanlage nicht 
gestatten 
Die von einem Mieter angemietete Wohnung war zum Teil mit Kachelöfen ausgestattet oder aber 
Zimmer waren gar nicht beheizbar. Die Bitte des Mieters, eine moderne Heizungsanlage einzubauen, 
lehnte der Vermieter ab. Dem Vorschlag des Mieters, dies auf eigene Kosten zu tun, stimmte der 

http://www.A-Nowak.de


http://www.A-Nowak.de  

Mandantenbrief  

 

 
 

 
 

Vermieter nicht zu. Zur Begründung führte er an, dass er erst modernisiere, wenn der Mieter 
ausgezogen sei, da er dann eine deutlich höhere Miete erzielen könnte. 

Der Bundesgerichtshof gab dem Vermieter Recht. Dieser sei weder zur Modernisierung verpflichtet, 
noch müsse er die Zustimmung zur Modernisierung geben, selbst dann nicht, wenn der Mieter die 
Kosten hierfür übernehmen wolle. Eine solche Entscheidung stehe im Ermessen des Vermieters und sei 
auch nicht rechtsmissbräuchlich. Das Interesse des Vermieters, den Zeitpunkt der Investition selbst zu 
bestimmen und bei einer späteren Neuvermietung eine deutlich höhere Miete zu erzielen, sei legitim. 

Fristlose Kündigung auch bei bereits erteilter Freistellung von der 
Arbeit noch möglich 
In Ausnahmefällen, d. h. bei besonders schwerwiegender Verletzung von Arbeitspflichten, ist es 
möglich, dass ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer auch noch während einer bereits erteilten 
Freistellung von der Arbeit fristlos kündigt. Über einen solchen Fall hatte kürzlich das Hessische 
Landesarbeitsgericht zu entscheiden. 

Es ging um einen Bankangestellten, der mit seinem Arbeitgeber die Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
zum Ende des Jahres 2010 vereinbart hatte. Dabei stellte ihn die Bank unter Fortzahlung der Bezüge 
für das zweite Halbjahr 2010 von seiner Arbeit frei. Im Juli 2010 erfuhr sie, dass der 
Firmenkundenberater Ende Juni 2010 in erheblichem Umfang Kundendaten der Bank an seine private 
E-Mail-Adresse geschickt hatte. Darin enthalten waren neben den Namen der Kunden u. a. 
Dokumente, in denen die ihnen eingeräumten Kreditlinien und die in Anspruch genommenen Kredite 
aufgelistet waren, Risikoanalysen, Kreditverträge etc. Daraufhin kündigte die Bank dem Angestellten 
noch im Juli fristlos. 

Zu Recht, wie das Hessische Landesarbeitsgericht entschied. Der Arbeitnehmer habe das von der Bank 
in ihn gesetzte Vertrauen durch die Mitnahme geheim zu haltender Kundendaten so schwer 
erschüttert, dass eine außerordentliche Kündigung gerechtfertigt sei. Der Angestellte hatte zwar 
behauptet, die Daten nur zu Trainingszwecken an seine private E-Mail übermittelt zu haben, dem 
schenkte das Gericht aber keinen Glauben. Die außerordentliche Kündigung hatte zur Folge, dass 
weitere Vergütungsansprüche des Angestellten entfielen. 

Heimaufenthalt allein trennt Ehegatten nicht 
In einem vom Hessischen Landessozialgericht entschiedenen Fall lebte eine an Alzheimer erkrankte 
Frau in einem Pflegeheim. Einen Teil der dadurch entstandenen Kosten trugen Beihilfe bzw. 
Pflegeversicherung, wegen der übrigen Kosten i. H. v. ca. 1.800 € monatlich wandte sich der als 
Betreuer bestellte Ehemann an den Sozialhilfeträger. Dieser lehnte die Kostenübernahme ab, weil auf 
Grund des Vermögens der Eheleute keine Bedürftigkeit vorliege. Dem hielt der Ehemann entgegen, 
dass er wegen des Heimaufenthalts und der Erkrankung getrennt von seiner Frau lebe und deshalb 
sein Einkommen und Vermögen nicht heranzuziehen sei. 

Das Gericht bestätigte die ablehnende Auffassung des Sozialhilfeträgers. Zwar könne ein Ehegatte oder 
Lebenspartner nicht herangezogen werden, wenn er vom Pflegebedürftigen getrennt lebt. Eine 
Trennung folge allerdings nicht allein aus der Unterbringung in einem Pflegeheim; vielmehr müsse ein 
nach außen erkennbarer Trennungswille vorhanden sein. Außerdem sah das Gericht es als nicht belegt 
an, dass das vorhandene Vermögen allein dem Ehemann und nicht auch seiner Ehefrau gehörte. 
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